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Gemeinde Oberuzwil: Genehmigung eines Gemeindeerlasses

Sehr geehrter Herr Gemeindepräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt 
BauG) folgenden Erlass zur Genehmigung eingereicht:

• ill. Nachtrag Baureglement

Das Baudepartement genehmigte am 25. März 1994 das Baureglement (BauR) sowie den 
Zonenplan der Gemeinde Oberuzwil. Am 21. Februar 2002 wurden ein erster Nachtrag 
des BauR sowie die Zonenplananpassung 2001 genehmigt, am 12. August 2010 der 
zweite Nachtrag des BauR. Aufgrund der geänderten VSS-Normen sowie der Anpassung 
der eidgenössischen Gewässerschutzverordnung (SR 814.201; GSchV) soll das BauR ein 
drittes Mal angepasst werden.

Der Erlass ist vorgeprüft worden, die notwendigen Anpassungen wurden vorgenommen. 
Die Prüfung ergibt somit, dass der Erlass recht- und zweckmässig ist und genehmigt wer­
den kann.

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungs­
rechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 6 der 
Ermächtigungsverordnung (sGS 141.41) sowie dem Gebührentarif für die Staats- und Ge­
meindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das 
schliess

Baudepartement:

1. Der angeführte Erlass wird genehmigt.
2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 750.-.
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Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 31 Abs. 2 BauG i.V.m. 
Art. 47 Abs. 1 VRP innert vierzehn Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erho­
ben werden.

Freundliche Grüsse

Der Leiter des Amtes für Raumentwicklung 
und Geoinformation:

U. Strauss

Beilagen
Genehmigter Erlass 
Einzahlungsschein

Kopie
BD-RA
AREG-OP

13-5037 / 347224_89286



Baudepartement
des Kantons St.Gallen

Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St.Gallen 

Telefon 071 229 30 03, Fax 071 229 39 60

12. August 2010 * • Gemeinderat Oberuzwil
Flawilerstrasse 3 
9242 Oberuzwil

Gemeinde Oberuzwil: Genehmigung eines Gemeindeerlasses

Sehr geehrter Herr Gemeindepräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt BauG) fol­
genden Erlass zur Genehmigung eingereicht:

• II. Nachtrag Baureglement

Am 23. August 2005 hat der Gemeinderat Oberuzwil den II. Nachtrag zum Baureglement erlas­
sen. Der Nachtrag umfasst die Art. 17 Grenzabstand, Art. 24 Firsthöhe, Art. 27 Dachaufbauten 
und -einschnitte sowie den Art. 51 Inkrafttreten. Gegen diese Reglementsänderung sind Ein­
sprachen und in der Folge auch Rekurse von Telekommunikationsunternehmungen eingegan­
gen.

Die Regierung hat in einem vergleichbaren Fall in der Stadt Wil entschieden, dass bezüglich 
der Firsthöhe noch folgender Nachsatz anzubringen sei: "Innerhalb der Bauzone gilt die im . 
Baureglement festgelegte Firsthöhe als maximal zulässige Höhe für Anlagen, soweit diese 
nicht aufgrund ihrer Funktion auf eine Mehrhöhe angewiesen sind. " Das Verwaltungs- wie 
auch das Bundesgericht haben diese Ergänzung als korrekt bestätigt. Das Verwaltungsgericht 
führte zudem aus, dass Mobilfunkanlagen von der Höhenbeschränkung auch dann ausge­
nommen sind, wenn sie auf dem Dach eines Gebäudes angebracht seien (vgl. Art. 27 Abs. 3 
BauR).

Die Prüfung ergibt, dass der Erlass recht- und zweckmässig ist und genehmigt werden kann. 
Rechtsmittelverfahren sind keine mehr hängig.

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungsrechts­
pflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 6 der Ermächti­
gungsverordnung (sGS 141.41) sowie dem Gebührentarif für die Staats- und Gemeindever­
waltung (sGS 821.5) verfügt das

Baudepartement:

1. Der angeführte Erlass wird im Sinne der Erwägungen genehmigt.
2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 400.-.

10-3185 / 203900_64374



Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 31 Abs. 2 BauG i.V.m. Art. 47 
Abs. 1 VRP innert vierzehn Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen

Der Leiter des Amtes für Raumentwicklung
und Geoi ion:

U. Strauss

Beilagen
Genehmigter Erlass 
Einzahlungsschein

Kopie
BD-RA, AREG-OP

10-3185 / 203900,64374
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VII 77 Oberuzwil: Genehmigung von Gemeindeerlassen

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Gemeinderäte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt BauG) 
folgende Erlasse zur Genehmigung eingereicht:

1. Nachtrag zum Baureglement 
Zonenplananpassungen 2001 
Ergänzung Schutzverordnung

Die Prüfung ergibt, dass die Erlasse grundsätzlich recht- und zweckmässig sind und genehmigt 
werden können. Nach Rücksprache mit Ihnen wird Art. 46 Abs. 2 des 1. Nachtrags zum Bau­
reglement wie folgt geändert:

„Als eingreifende Veränderungen im Gelände gelten Terrainveränderungen, durch welche das 
gewachsene Terrain um mehr als 1,2 m Höhe oder um mehr als 100 m2 abgetragen oder auf­
gefüllt wird.“

In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungs­
rechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP), Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 6 der Er­
mächtigungsverordnung (sGS 141.41) sowie Nr. 26.01 des Gebührentarifs für die Staats- und 
Gemeindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das

Baudepartement:

1. Die angeführten Erlasse werden genehmigt.
2. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 600.— (Fr. 200.— pro Erlass).

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 43 lit. c VRP innert vierzehn 
Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erhoben werden.
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Baudepartement Planungsamt - 2 -

Mit freundlichen Grüssen

Für das Baudepartement 
Der Leiter des Planungsamtes

UTStrauss

Beilagen:
Genehmigte Erlasse 
Einzahlungsschein

Kopie:
Planungsamt
Rechtsabteilunq

G-Oberuzwil G-TZP-BR-SV BDLeA 20020221.doc
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Genehmigung von Gemeindeêrlassen

Sehr geehrter Herr Gemeinda'ítrmann
Sehn geehrte Gemeinderäte '

Sie'haben -uns in Nachachtu¡9 von Art. 3I'de"
(sGS 731,I; abgekürzt BauG) f'ófgende ErIass-e
ger.eicht:

folgenden abgekürzt BauR)

(PIan, bes.ondere Vorschrif ten)

In den verschiedenen Verf ahren (nipspf.acheverfahren Wald(estle-
t

gungi Rekursverfahren i,S. ZonenpÍan; Genehmigungsverfahren) !{ur-
''-ae'n gegè;1 :einige der neuen Festl-egungen,einwände erhbben. Vie.te

di.eser Dif f erenàen wurden in der 'Zwische-nz'eit bereinigt. Einer
,ùorbehaltlosen Genehmigung steht im einzelnen' folgendes entgegenl

A. Baureglerneirit
Art. 13 BauR enthäIt die neuen Bestimmungen für die Landwirt-

1'

schaftszone und das-übrige Gemeindegebiet. Die Vorschri:ft, Iautet
wie folgt: "Für Wohnbauten in der Zone L und im UeG gelten die Be-
stimmungen der W 2.".Umgekehrt ergibt sich, dass zumindest fü¡

.l

Scheunen und andere nicht Wohnzwecken dienende Bauten keinerlei
Vorschriften bestehen. rnsbesondere,müsste aùch der Grenzabstand i

Baureglemênt (im
Zonenplan 1:5'000
Fchutzvero rdnung
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im EinzeIfall festgelegt werden. Eine
sich mit den Anforderungen von Art. 7

heit nicht vereinbaren.

derartige Regelung IäSst
BauG und der Rechtssicher-

Sie haben deshalb einer Ergänzung von Àrt. 13 BauR zugestimmt. Die
Ergänzung muss indes im ordentlichen Verfahren erlassen werden.
Das Genehmigungsgesuch für Art. 13 BauR wird dêsha1b zürückge-
stellt. Die Art. 30 und 3I des Baureglementes vom 2. Dezember 1975
bleiben weiterhin rechtsgüItig. Art. 49 Iit. a BauR ist.entspre-
chend zu ergänzen

B. Zonenplan
t. Mit Entscheid vom 15. März Lggl (RRB Lgg4/355> hiess der Regie-
rungsrat den Rekurs von Jean Brunner, BichwiI, gut. Der dem übri-
gen Gemeindegebiet zugewiesene TeiI der ParzeIIe Nr. LL24 ist der
Landwirtschaftszone zuzuscheiA.rr. Der zvr Genehmigung eingereichte
Zonenplan wird entsprechend angepasst.

2. Vom 2. Februar L994 bis 3. lulärz L994 erfolgte die öffentliche
Auflage nach Art. 10 des Waldgesetzes (SR 921.0). Innert der Auf-
lagefrist gingen verschiedene Einsprachen ein. Streitig ist teil-
weise die Einstufung einer bestockten FIäche aIs WaId, zum anderen
deren Abgrenzung. Je nach Ausgang dieses Verfahrens könnten sich
Aenderungen an der Abgrenzung der Bauzonen ergeben. Aufgrund der
latsache, das" Ai" (erstmalig,e) öffentliche Auf lage von gauregle-
ment und Zonenplan vor Inkrafttreten des neuen Waldgesetzes er-
folgte, ist es indes gerechtfertigt, die baurechtlichen Festlegun-
gen rm uorr-gen schon vor dèm Abschluss der Verfahren zur Waldfest-
Iegung z;u genehmigen. Die fraglichen Grundstücke sind jedoch vón
der Genehmigung zurückzustellen.

3. a) ¡Iach Art. 20 Abs. I und 2 BauG sind als Landwirtschaftszonen
Gebiete auszuscheiden" die sich für die Iandwirtschaftliche Nut-
zung oder den Gartenbau eignen oder im Gesamtinteresse Iandwirt-
schaft'lich genutzt werden sollen. Massgebend für die Eignung sind
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insbesondere klimatische VerhäItnisse, Bodenquatität, Hangneigung
und GeIändeform in einem bestimmten Gebiet. Eignet sich Land in
besonderem Mass für den Ackerbau (Fruchtfolgeflächen), so ist es
der Landwirtschaftszone zuzuweisen, wenn keine übergeordneten In-
teressen eine andere Nutzung erfordern

Die Ueberàrbeitung der Fruchtfolgeflächenplanung für den ganzen
Kanton St.,Gallen ist derzeit im Gang. Bis zum Abschluss wird noch
einige ZeíE vergehen, da noch nicht alle Bodenkar.ten vorliegen. Es
ist indes absehbar, dass es schwierig sein wird, die vom Bund ge-
forderte, bereits reduzierte Mindestfläche von 12'5OO ha zu errei-
chen. Der dem ganzen Kanton diesbezugLich noch zustehende Entwick-
Iungsspiélraum ist klein. Nach dem Sachplan Fruchtfolgeflächen des
Bundesrates beträgt er insgesamt knapp 100 ha.

Die Bodenkarte für das gesamte Gebiet der politischen Gemeinde
Oberuzwit liegt noch nicht vor. Aufgrund der für Teitgebiete be-
kannten unte,rlagen ergibt sich indes, dass - abgesehen von für
Einfamilienhäuser.geeigneten Hangragen díe Bauzone weitgehend
von Fruchtfolgeflächen umgeben ist.

b) Im Gebiet Morgen soII eine Fläche von rund 1,5 ha neu der BaU-
zone zugeschieden werden (wohnzone w 3, mit uêberbauungsplan-
pflicht) . Davon gelte¡ nach der Bodenkarte der eidg. Forsclungsan-
stalt für landwirtschaftlichen Pflanzenbau Zürich-Reckenholz vom
Dez. 1991 (Vorauswertung der Konfliktflächen) ungefähr 0,V ha aIs
Frucht fo Igef I ächen

Der fragliche Boden gehört zum grössten Teil der politischen Ge-
meinde. Es ist vorgesehen, eine Mehrfamilienhausüberbauung zu er-
steIlen. Hiefür ist ein Ueberbauungs- oder Gestaltungsplan erfor-
derlich. Die haushälterische Nutzung des fraglichen Bodens ist so-
mit sichergestellt. Im weiteren fätIt in Betracht, dass die FIäche
nahe beim Dorfzentrum liegt, in unmittelbarer Nähe der Schulanla-
gen. Es handelt sich um eine Restfläche, auf drei Seiten angren-.
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zend an Bauzonen. Schliesslich ist zv berücksichtigen, dass die
politische Gemeinde Oberuzwil für die Erstellung von Mehrfamilien-
häusern praktisch auf die Inanspruchnahme von Fruchtfolgeflächen
angewiesen ist. Die in der Ebene. liegenden, an d'ie heutige Bauzone
angrenzenden Gebiete gelten fast durchwegs als solche. Die HangIa-
gen sind demgegenüber zv steiI, als dass dort aufgrund der Einfü-
gung ins Orts- und Landschaftsbild weitere Mehrfamilienhäuser er-
stellt werden könnten.

Unter diesen Umständen kann die Interessenabwägung
baulichen Nutzung für die fragliche F1äche geteilt
Einzonung kann genehmigt werden

zugunsten einer
werden. Die

c) Bezüglich der dem übrigen Gemeindegebiet zugeschiedenen Flächen
haben Sie im Bericht zur ortsptanung eine Interessenabwägung zu-
gunsten einer baulichen Nutzung getroffen. Es handelt sich um
grosse F1ächen. Zudem weist ihre neue Bauzone erhebliclie Reserven
auf,.so dass auch a1lfä11ige Begehren um Neueinzonungen erst posi-
tiv beurteilt werden könnten, wenn der Grad der Ueberbauung in der
Bauzone erheblich zugenonìmen hat. Aufgrund dieser Umstände sowie
des dringenden Bedarfs an Fruchtfolgeflächen bzw. der Grösse der
fraglichen F1ächen gemäss dem eingereichten Zonenplan ist es aus-
geschlossen,. dass in absehbarer Zukunft die dem übrigen Gemeinde-
gebiet zugewiesenen Flächen einer Bauzone zugeschieden werden kön-
nen.

Die vorgenonmene Zuordnung zum übrigen Gemeindegebiet steIIt somit
keine abschliessende Interessenabwägung zugunsten'einer baulichen
Nutzung dar. Es wird zum gegebenen Zeitpunkt anIässlich,konkreter
Einzonungsbegehren und aufgrund der dann vorhandenen Kenntnisse
(Bodenkarte der Gemeinde; Uebersicht auf Stufe Kanton; Bedeutung
auf stufe Bund) zu prüfen sein, ob derartige übergeordnete rn-
teressen anerkannt werden können.

4. a) Im Bereich, der Bauzonen befinden sich zwei Grundwasserfas-
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sungen (Ghürst,. Bichwil). Beide dienen der Trinkwasserversorgung.
Sie bemühen sich derzeit, die Berechtigten an diesen Fassungen zv
Verzichtserklärungen zv bewegen, damit der Interessenkonflikt zwi-
schen baulicher Nutzung und Grundwasserschutz dahinfälIt. Ob die
Verzichtserklärungen unterschrieben werden, ist derzeit noch of-
fen, ebenso, ob dies aufgrund der Versorgungslage ohne Schwierig-
keiten- möglich ist.

b) Da die' fraglichen Quellen derzeit noch für die Trinkwasserver-
sorgung benötigt werden, die Vorschriften für den Grundwasser-
schutz indes noch nicht rechtskräftig sind und auch die öffentli-
che Auflage noch nicht erfolgt ist, ist unverändert die Karte der
Gewässerschutzbereiche vom 17. Januar 1977 massgebend. Nach di.eser
liegen.TeiIe der Bauzone bei den beiden genannten Fassungen im Ge-
wässerschutzbereich A mit Fassungsschutz (provisorische Zone S).
Für Bewilligungen, Schutzmassnahmen und verbote in solch besonders
gefährdeten Bereichen ist das Amt für Umweltschutz zuständig
(Art. 31 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum eidgenössischen Gewäs-
serschutzgesetz, sGS 752.L). oi" Baubewitligung des Gemeindèrates
bedarf demnach einer gewässerschutzrechtlichen Bewilligung des
Amtes für Umweltschutz

Für die materielle Beur.teilung der eingereichten Zonierung bzw
allfälliger Baugesuche sind zum einen die Vorschriften der Verord-
nung über den Schutz der Gewässêr'vor r^¡assergef ährdenden FIüssig-
keiten (SR B L4.226.2i-; abgekürzt VWF; insbesondere Art. L4 f f . ,rrr¿

.Ì

23 ff.) massgebend, zum anderen die sich nach dem derzeitigen
hydrogeo Io g i schen Kenntni s s t and ( Entwur f G rundwas s e rschut zzorLerL-
reglement, soweit vorhanden) ergebenden abgrenzüngen Aer ei.nzelnen
Schutzzonen.

c) Nach dem Entwurf des Umgrenzungsplanes der Quellwasserfassung
"Ghürst" (Dr. O. Lienert, Rehetobel, vom 15. Mai Lgg2) der Dorf-
korporation llzwíI kommt ein TeiI der Zonen 52 und S3 in den Be-
reich der Wohnzonen WE und W2 bzw. ins übrige Gemeindeg,ebiet z!
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Iiegen. 'Nach dem fraglichen Entwurf des Schutzzonenreglementes
qilt aIs Grundsatz in der zone 32 ein allgemeines Bauverbot. Die
Ausscheidung einer Bauzone im Bereich der Zone S2 ist deshalb
grundsätz:.ich nicht möglich, 'dâ der Hauptzweck der Bauzone (Er-
richten von Bauten und Anlagen) nicht verwirklicht werden kann. In
der zone S3 qilt demgegenüber Iediglich ein beschränktes Bauverbot.

aa) Der Entscheid über die Zuweisung der von der Zone 52 der Fas-
sung "Ghürst" betroffenen Grundstücke zvr Bauzone ist. aufgrund der
noch offenen weiteren Verwendung der fraglichen Quel1e zurückzu-
stellen. Die fraglichen Grundstücke sind von der Genehmigung aus-
zunehmen

bb) BezügIich der von.der Zone 53 betroffenen Grundstücke sind die
Grundeigentümer daraufhinzuweisen, dass sich - wird die Quelle
weiterhin zur öffentlichen Trinkwasserversorgung verwendet ge-
wisse Einschränkungen in den baulichen Möqlichkeiten ergeben könn-
ten.

d) Die Quellwasserfassungen "Bichwil" (Ordnungs-Nrn. 727/253-03
und -04) der Dorfkorporation Bichwil decken rund BO Prozent des
!^lasserbedarf s der Dorfkorporation BichwiI. Genauere Abklärungen
liegen nicht vor. Insbesondere fehlt ein Entwurf für ein Schutz-
zonenreglement. mit Umgrenzungsplan. Es kann deshalb einzig auf die
Karte der Gewässerschutzbereiche vom 17. Januar L977 abgestellt
werden. Nach dieser liegt ein erheblicher Teil der Bauzone des
Weilers Bichwil in der provisorischen Zone S. Hiefür gelten grund=
sätzlich die gleichen Auswirkungen wie. für die S 2 bei der Fassung
"Ghürst". Der Entscheid über die Zuweisung der von der provisori=,
schen Zone S der Quellwasserfassungen "Bichwil!' erfassten Grund-
stück zur Bauzone ist gufgrund der noch offenen weiteren Verwen-
dung der fraglichen Quelle zurückzustellen. Die fraglichen Grund-
stücke sind von der Genehmigung auszunehmen.

5. Der neue Zonenplan sieht vor, im Gebiet angrenzend an die poli-'
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tische Gemeinde F1awiI ein Grundstück an der Toggenburge.rstrasse
neu einer Bauzone zuzuscheiden (Wohn-Gewerbe-Zone WG3).

a) Nach Art. 29 Abs. I der Lärmschutzverordnung (SR.BL4.4l-; abge-'
kürzt LSV) dürfen neue Bauzonen für Gebäude mit Iärmémpfindlichen
Räumen und neue nicht überbaubare Zonen mit erhöhtem Lärmschutzbe-
dürfnis nur in Gebieten ausgeschieden werden, in denen die r-.,ärmim-
missionen die Planungswerte nicht überschreiten oder in denen die-
se Werte durch planerische, gestalterische oder bauliche Massnah-
men eingehalten werden können

b) Nach dem Strassenlärmbelastungskataster sind die,Planungswerte
ohne besondere Massnahmen erst in einem Abstand von ungefähr 20 rn

ab der Toggenburgerstrasse eingehalten. Aufgrund der Art der Lärm-
quelIe, des Umstandes, dass diese auf der ostseite des fraglichen
Grundstücks liegt und dass aufgrund der Zonierung (Wohn-Gewerbe-
Zone) die Errichtung vgn zumindest teilweise gewerblich genutzten
Bauten nicht nur möglich ist, sondern angestrebt wird, erscheint
die Einhaltung der Planungswerte im Sinn von Art. 29 Abs. 1 LSV
möglich. Es ist Sache des Gemeinderates, im Baubewilligungsverfah-
ren anhand eines konkreten Projektes zv prüfen und sicherzustel-
len, dass die Planungswerte tatsächlich eingehalten werden

C. Schutzverordnung
Gegen die überarbeitete Schutzverordnung wurdei von der kantonalen
Denkmalpf lege und vom Planungsamt, Abteilung Natur:-. und Land-
schaftsschutz verschiedene Einwände erhoben. Zum einen wird ver- ..

langt, ês 3eien zgsätzliche Bauten unter Schutz zu steIlen, =.r* ,

ánderen wird die vorgenommene Verminderung der Naturschutzgebiete,
in Frage gesteltt. ì

Die zusätzlichen Abklärungen dürften einige Zeit in Anspruch neh-
men. Hinzu kommt, dass die offenen Fragen bezügIich der Natur-
schutzgebiete nur mit Begehungen während der Vegetations zeit tös-
bar sind. Es ist deshalb angezeigt, die abschliessende Beurteilung
der Schutzverordnung insgesamt zurückzusteIIen.
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In Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. I des Gesetzes über
die Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP) in Verbin-
dung mit Art. 26.0I des Gebührentarifes für die Staats- und Ge-'
meindeverwaltung (sCS 821.5) verfügt das Baudepartement:

I Das
gen

b) die
vor

Baureglement und der Zonenplqn werden im Sinn der Erwägun--
von den nachfolgenden Ausnahmen abgesehen, genehmigt.

2. Von der abschliessenden Beurteilung werden zurüêkgestellt:

, a) Art. 13 BauR. Die Àrt. 3Q und 31 des Baureglementes yom
2. Dezember Ig75 bleiben weiterhin rechtsgültiq

neue Zoñenordnung für die Grundstücke gemäss Erw. 2 hie-
(Waldfeststellungsverfahren noch hängig) ;

c) die neue Zonenordnung für die Gebiete gemäss Erw. 4 hiévor
(Grundwasserschutz; provisorische'Zone S 2 bzw. S);

d) Schutzverordnung (Plan, Vorschriften).

3. Ðie Gebühr f,ür diese Verfügung beträgt Fr¡ 2'500.--.

Rechtsmittelbelehiung: Gegen -Ziff . 1'und 3

nach Art. 43 Abs. ]- P innert vierzehn Ta
kurs beim Regierungsrat erhoben werden. Ge

gen
g.en

Verfügung 'kann
Eröffnung Re-

verfahrenslei-
tende Anordnung'nach Zíff. 2 besteht kein ordentliches Rechts-
mittel.

Mit freundlichen Grüssen

Der. Vorstehgr:

sig. Dr. W. Kågt

Dr. W. 'Kägi
Reg ierungs rat
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